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Antrag 
 
der Fraktionen von SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
 

Weiterführung von Landesbürgschaften für Schiffbau und Schifffahrt 
 

        

Der Landtag wolle beschließen: 

 
Der Schleswig-Holsteinische Landtag fordert die Bundesregierung auf, sich bei der 
EU-Kommission für die Beibehaltung der Landesbürgschaften für Schiffbau und 
Schifffahrt  einzusetzen.  
 
Diese Bürgschaften sind zur Zeit ein unverzichtbarer Bestandteil zahlreicher Schiffs-
finanzierungen insbesondere von mittelständischen Werften und Reedereien. Ihr 
Wegfall würde das Überleben des Handelsschiffneubaus in Deutschland gefährden 
und Tausende von Arbeitsplätzen in der maritimen Wirtschaft bedrohen. 
 
Die EU-Kommission wird aufgefordert, endlich wirksame Maßnahmen zur Förderung 
der maritimen Wirtschaft in Europa und zum Abbau der Wettbewerbsverzerrungen im 
Schiffbau zu ergreifen.   
 
 
Begründung: 
 
Ein erheblicher Teil der in Deutschland gebauten Schiffe wird während der Bauphase 
oder während ihres späteren Einsatzes durch Bürgschaften gedeckt, soweit es sich 
um volkswirtschaftlich förderwürdige und betriebswirtschaftlich tragfähige Projekte 
handelt. Ein Wegfall oder eine wesentliche Verschlechterung des Bürgschaftsinstru-
mentariums für Schiffbau und Schifffahrt würde in Deutschland viele Werften und 
Tausende von Arbeitsplätzen in der maritimen Wirtschaft gefährden.  
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